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Tenor

I. In Abänderung des Urteils des Bayerischen Verwaltungsgerichts München vom 14. Mai 2020 wird die 
Klage abgewiesen.

II. Der Kläger trägt die Kosten des Verfahren in beiden Rechtszügen.

III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. Der Kläger darf die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht der 
Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe des zu vollstreckenden Betrages leistet.

IV. Die Revision wird nicht zuglassen.

Tatbestand

1
Gegenstand des Berufungsverfahren ist die Klage des Klägers gegen den Ausweisungsbescheid des 
Beklagten vom 9. Januar 2020.

2
Der Kläger ist ein 1996 geborener nigerianischer Staatsangehöriger, reiste im Juni 2017 in das 
Bundesgebiet ein und stellte am 27. Juni 2017 einen Asylantrag. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) lehnte den Asylantrag mit Bescheid vom 3. August 2017 als unzulässig ab und ordnete 
die Abschiebung des Klägers nach Italien an. Der hiergegen eingelegte Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 
wurde mit Beschluss des Verwaltungsgerichts München vom 28. August 2017 abgelehnt. Nach Ablauf der 
Überstellungsfrist am 28. Februar 2018 hob das BAMF den Bescheid vom 3. August 2017 auf, führte das 
Asylverfahren im nationalen Verfahren fort und lehnte den Asylantrag mit Bescheid vom 26. Juni 2019 als 
unbegründet ab. Die dagegen erhobene Klage wurde mit Urteil des Verwaltungsgerichts München vom 5. 
November 2019 abgewiesen.

3
Seit September 2019 besucht der Kläger die Integrationsklasse einer Berufsschule.

4



Der Kläger wurde strafrechtlich wie folgt belangt:

5
1. Strafbefehl des Amtsgerichts Ingolstadt vom 2. Juli 2018; Geldstrafe in Höhe von 120 Tagessätzen 
wegen unerlaubten Aufenthalts mit unerlaubtem Aufenthalt ohne Pass in der Zeit vom 28. August 2017 bis 
5. April 2018.

6
2. Strafbefehl des Amtsgerichts Pfaffenhofen a.d. Ilm vom 17. Dezember 2018; Geldstrafe in Höhe von 15 
Tagessätzen wegen Hausfriedensbruchs. Der Kläger hatte sich in einer Asylunterkunft aufgehalten, obwohl 
er wusste, dass ihm das Betreten der Räumlichkeiten durch schriftliches Hausverbot untersagt war.

7
3. Urteil des Amtsgerichts Ingolstadt vom 30. Juli 2019; Freiheitsstrafe von zehn Monaten wegen tätlichen 
Angriffs auf Vollstreckungsbeamte in Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung in zwei tateinheitlichen 
Fällen. Die Strafe wurde zur Bewährung ausgesetzt, die Bewährungszeit auf drei Jahre festgesetzt. Nach 
den Feststellungen des Amtsgerichts war es 17. August 2018 in einer Asylbewerberunterkunft zu einer 
Auseinandersetzung zwischen dem Kläger und dem Sicherheitspersonal gekommen, weil sich der Kläger 
geweigert hatte, innerhalb der Unterkunft in ein anderes Zimmer umzuziehen. Aufgrund des aggressiven 
Verhaltens des Klägers hatten die hinzugerufenen Polizeibeamten versucht, den Kläger in Gewahrsam zu 
nehmen. Dies hat der Kläger dadurch versucht zu verhindern, dass er mit den Händen um sich schlug. 
Dabei traf er den Helm eines Polizeibeamten, den dieser unter dem linken Arm trug. Der Helm traf den 
Polizisten am Kinn, weshalb sich dieser auf die Lippe biss und anschließend zu Boden stürzte. Der 
anschließenden Fesselung versuchte sich der Kläger zu entziehen, indem er sich wandte und wiederholt mit 
den Füßen in Richtung einer Polizistin trat. Nur mit erheblichem Kraftaufwand konnten dem Kläger Hand- 
und Fußfesseln angelegt werden. Während der Fesselung des Klägers schlug die Polizistin mit beiden 
Knien auf dem Asphaltboden auf und erlitt an beiden Knien Prellungen und Schmerzen. Der Polizist erlitt 
durch die Handlungen des Klägers eine Bisswunde an der Lippe, eine Kratzwunde und ein Hämatom über 
dem rechten Auge.

8
Ausweislich des Polizeiberichts (Bl. 186/191 der Verwaltungsakte) zu den Geschehnissen in der 
Asylbewerberunterkunft am 17. August 2018, die zur Verurteilung des Klägers geführt haben, waren an dem 
Geschehen bis zu 30 Asylbewerber beteiligt, die sich mit dem Kläger solidarisiert hatten. In den initialen 
Auseinandersetzungen mit dem Sicherheitsdienst sei es unter anderem zu körperlichen 
Auseinandersetzungen gekommen. Es waren 30 Polizeibeamte notwendig, um die Lage unter Kontrolle zu 
bringen. Der Vorfall wurde von der Presse aufgegriffen.

9
Nach vorheriger Anhörung wies der Beklagte den Kläger mit Bescheid vom 9. Januar 2020 unter der 
Bedingung des erfolglosen Ausgangs des Asylverfahrens aus dem Bundesgebiet aus (Nr. 1 des 
Bescheids), ordnete befristet auf drei Jahre ab der Ausreise ein Einreise- und Aufenthaltsverbot an (Nr. 2) 
und drohte dem Kläger für den Fall der nicht fristgerechten Ausreise die Abschiebung nach Nigeria oder 
einen anderen Staat, in den der Kläger einreisen dürfe, an (Nr. 3).

10
Auf die hiergegen erhobene Klage hob das Bayerische Verwaltungsgericht München den 
Ausweisungsbescheid mit Urteil vom 14. Mai 2020 auf. Die Ausweisung sei rechtswidrig. Ein 
spezialpräventives Ausweisungsinteresse bestehe nicht. Die Freiheitsstrafe von zehn Monaten sei zur 
Bewährung ausgesetzt worden. Das Strafgericht habe keine Wiederholungsgefahr gesehen. Es bestehe 
kein überzeugender Grund dafür, von dieser Beurteilung abzuweichen. Eine Ausweisung könne zwar auch 
auf generalpräventive Gründe gestützt werden. Dies erfordere jedoch eine besonders schwere Straftat. Eine 
solche stelle die vom Kläger begangene Straftat nicht dar, von ihr gehe keine besonders hohe Gefahr für 
den Staat oder die Gesellschaft aus.

11
Mit Beschluss vom 4. August 2020 hat der Senat auf Antrag des Beklagten die Berufung wegen ernstlicher 
Zweifel an der Richtigkeit des verwaltungsgerichtlichen Urteils zugelassen.
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Der Beklagte beantragt,

13
das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts München vom 14. Mai 2020 aufzuheben und die Klage 
abzuweisen.

14
Die Ausweisung des Klägers sei rechtmäßig, weil ein generalpräventives Ausweisungsinteresse bestehe. 
Das Verwaltungsgericht habe die Anforderungen an die Zulässigkeit einer generalpräventiven Ausweisung 
im seit dem 1. Januar 2016 geltenden Ausweisungsrecht zu hoch angesetzt. Es habe die noch zum alten 
Ausweisungsrecht ergangene Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 14. Februar 2012 (1 C 
7.11 - juris) unbesehen auf die neue Rechtslage übertragen, ohne den inzwischen vom 
Bundesverwaltungsgericht in seinem Grundsatzurteil vom 9. Mai 2019 (1 C 21.18 - juris) angewandten 
Prüfungsmaßstab für generalpräventive Ausweisungen aufzunehmen. Das seit 1. Januar 2016 geltende 
Ausweisungsrecht kenne abgesehen von den hier nicht einschlägigen Fällen des § 53 Abs. 3 und 4 
AufenthG kein Erfordernis der schwerwiegenden Gründe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung wie in § 
56 Abs. 1 Satz 2 AufenthG a.F. mehr. Vielmehr werde ein Ausländer, dessen Aufenthalt - aus spezial- 
und/oder generalpräventiven Gründen - die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitliche 
demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
gefährde, ausgewiesen, wenn die unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls vorzunehmende 
Abwägung der Interessen an der Ausreise mit den Interessen an einem weiteren Verbleib des Ausländers 
ergebe, dass das öffentliche Interesse an der Ausweisung überwiege. Die abstrakte Wertung von 
bestimmten Ausweisungs- und Bleibeinteressen durch den Gesetzgeber finde sich in § 54 und § 55 
AufenthG. Ein generalpräventives Ausweisungsinteresse sei nicht von vornherein auf Straftaten wie 
Drogendelikte, Straftaten aus dem Bereich der organisierten Kriminalität und sonstige Straftaten, die in 
besonderem Maße geeignet seien, generalpräventiven Zwecken dienen, beschränkt. So habe das 
Bundesverwaltungsgericht ein generalpräventives Ausweisungsinteresse bereits im Fall von Falschangaben 
zur Verhinderung einer Ausweisung angenommen. Nach der Rechtsprechung des Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofes bestehe ein generalpräventives Interesse ferner bei einer Identitätstäuschung 
gegenüber der Ausländerbehörde, bei Falschangaben im Visumverfahren sowie bei Täuschung der 
Ausländerbehörde über die Identität und die Nichtvorlage des vorhandenen Nationalpasses. Der Kläger sei 
wegen tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbeamte in Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung zu einer 
Freiheitsstrafe von zehn Monaten, ausgesetzt zur Bewährung, verurteilt worden. Er habe damit das 
schwerwiegende Ausweisungsinteresse nach § 54 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG verwirklicht. Dabei sei auch zu 
berücksichtigen, dass der Gesetzgeber die Strafdrohung für den tätlichen Angriff auf Vollstreckungsbeamte 
verschärft habe, um Vollstreckungsbeamte besser zu schützen. Ein in § 55 AufenthG vertyptes 
Bleibeinteresse stehe dem Kläger nicht zur Seite. In Abwägung aller Umstände des Einzelfalls überwiege 
das öffentliche Interesse an der Ausreise des Klägers dessen Bleibeinteresse.

15
Der Kläger verteidigt das Urteil des Verwaltungsgerichts und beantragt,

16
die Berufung zurückzuweisen.

17
Mit Beschluss vom 23. April 2020 (Az. 3 ZB 20.30876) hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof den 
Antrag auf Zulassung der Berufung gegen das klageabweisende Urteil des Bayerischen 
Verwaltungsgerichts München im Asylverfahren abgelehnt. Seitdem wird der Aufenthalt des Klägers im 
Bundesgebiet geduldet. Der Kläger wurde von der Ausländerbehörde zur Vorlage eines Nationalpasses 
aufgefordert.

18
Nach den im Rechtsmittelverfahren vorgelegten Restakten der Ausländerbehörde wurde der Kläger mit 
Beschluss des Amtsgerichts München vom 26. Juni 2020 bis zum 6. August 2020 in der geschlossenen 
Abteilung in den Isar-Amper-Kliniken München Ost untergebracht. Ausweislich der vorliegenden ärztlichen 
Zeugnisse leide der Kläger an einer psychischen Störung im Sinne von Art. 5 Abs. 1 Satz 1 BayPsychKHG, 
nämlich an einem Posttraumatischen Belastungssyndrom mit psychotischen Symptomen. Der Kläger 
gefährde sich gegenwärtig und in erheblichem Maße selbst.



19
Aus einer bei der Ausländerbehörde vorgelegten ärztlichen Bescheinigung der Isar-Amper-Kliniken 
München Ost vom 26. August 2020 ergibt sich, dass sich der Kläger seit August 2020 in ambulanter 
psychiatrischer Behandlung befindet. Zuvor sei er vom 25. Juni 2020 bis 6. August 2020 aufgrund einer 
akuten polymorphen psychotischen Störung und einer Posttraumatischen Belastungsstörung in stationär-
psychiatrischer Behandlung gewesen. Nach gegenwärtiger psychiatrischer Einschätzung bestehe aufgrund 
der psychiatrischen Erkrankungen weiterhin eine ambulante Behandlungsbedürftigkeit, welche supportive 
Gespräche und eine medikamentöse Behandlung umfasse.

20
Mit Schriftsatz vom 6. Oktober 2020 ließ der Kläger mehrere ärztliche Atteste vorlegen. Es sei nicht 
ausschließbar, dass sich der streitgegenständliche Vorfall aufgrund seiner Erkrankung ereignet habe.

21
In der mündlichen Verhandlung vor dem Senat am 12. Oktober 2020 wurde die Sach- und Rechtslage mit 
den Beteiligten eingehend erörtert.

22
Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf den Inhalt der Gerichtsund Behördenakten 
sowie auf das Protokoll über die mündliche Verhandlung.

Entscheidungsgründe

23
Die zulässige Berufung des Beklagten ist begründet. Der angefochtene Ausweisungsbescheid des 
Beklagten vom 9. Januar 2020 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 
Satz 1 VwGO). Demgemäß ist die Klage in Abänderung des Urteils des Bayerischen Verwaltungsgerichts 
München vom 14. Mai 2020 abzuweisen.

24
1. Gegenstand des Berufungsverfahrens ist das Anfechtungsbegehren (§ 42 Abs. 1 1. Alt. VwGO) auf 
Aufhebung des streitgegenständlichen Ausweisungsbescheids des Beklagten. Maßgeblich für die rechtliche 
Beurteilung der angefochtenen Ausweisung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten 
mündlichen Verhandlung oder Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs (stRspr des BVerwG, vgl. z.B. 
U.v. 9.5.2019 - 1 C 21.18 - juris Rn. 11; vgl. auch BayVGH, U.v. 27.10.2017 - 10 B 16.1252 - juris Rn. 25).

25
2. Die Ausweisung des Klägers ist rechtmäßig. Sie findet ihre Rechtsgrundlage im Grundtatbestand des 
§ 53 Abs. 1 AufenthG. Danach wird ein Ausländer, dessen Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung gefährdet, ausgewiesen, wenn die unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles 
vorzunehmende Abwägung der Interessen an seiner Ausreise mit den Interessen an seinem weiteren 
Verbleib im Bundesgebiet ergibt, dass das öffentliche Interesse an der Ausreise überwiegt (vgl. BVerwG, 
U.v. 22.2.2017 - 1 C 3.16 - juris Rn. 19 ff.).

26
a) Die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch den Aufenthalt des Klägers im 
Bundesgebiet ergibt sich zum maßgeblichen Zeitpunkt der Entscheidung des Senats sowohl aus 
spezialpräventiven als auch aus generalpräventiven Gründen. Der Antragsteller erfüllt ein schwerwiegendes 
Ausweisungsinteresse nach § 54 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG sowie eines nach § 54 Abs. 2 Nr. 9 AufenthG. Die 
mit der Verwirklichung dieser Tatbestände indizierte Gefährdung öffentlicher Interessen im Sinne des § 53 
Abs. 1 AufenthG besteht auch noch im Zeitpunkt der Entscheidung des erkennenden Senats.

27
aa) Vom Kläger, der nach seiner Einreise in das Bundesgebiet im Juni 2017 innerhalb kurzer Zeit dreimal 
strafrechtlich belangt und zuletzt mit Urteil des Amtsgerichts Ingolstadt vom 30. Juli 2019 wegen tätlichen 
Angriffs auf Vollstreckungsbeamte in Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung in zwei tateinheitlichen 
Fällen zu einer zur Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafe von 10 Monaten verurteilt wurde, geht nach wie 
vor eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung aus, da insofern eine Wiederholungsgefahr 
besteht.



28
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts haben Ausländerbehörden und 
Verwaltungsgerichte bei spezialpräventiven Ausweisungsentscheidungen und deren gerichtlicher 
Überprüfung eine eigenständige Prognose zur Wiederholungsgefahr zu treffen (vgl. z.B. BVerwG, U.v. 
15.1.2013 - 1 C 10.12 - juris Rn. 18). Bei der Prognose, ob eine Wiederholung vergleichbarer Straftaten mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit droht, sind die besonderen Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen, 
insbesondere die Höhe der verhängten Strafe, die Schwere der konkreten Straftat, die Umstände ihrer 
Begehung, das Gewicht des bei einem Rückfall bedrohten Rechtsguts sowie die Persönlichkeit des Täters 
und seine Entwicklung und Lebensumstände bis zum maßgeblichen Entscheidungszeitpunkt (vgl. BayVGH, 
U.v. 30.10.2012 - 10 B 11.2744 - juris Rn. 33 m.w.N.). An die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts sind 
bei dieser Prognose umso geringere Anforderungen zu stellen, je größer und folgenschwerer der 
möglicherweise eintretende Schaden ist (stRspr; vgl. z.B. BayVGH, U.v. 30.10.2012 - 10 B 11.2744 - juris 
Rn. 34; BVerwG, U.v. 4.10.2012 - 1 C 13.11 - juris Rn. 18).

29
Gemessen daran besteht die hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass es im Falle des Klägers in absehbarer 
Zeit wieder zu Straftaten kommen wird. Der Kläger hat innerhalb einer Zeitspanne von nur etwas mehr als 
einem Jahr nach seiner Einreise im Juni 2017 drei vorsätzliche Straftaten begangen. Mit Verfügung vom 16. 
November 2017 wurde zudem ein Ermittlungsverfahren gegen den Kläger wegen des Verdachts der 
gefährlichen Körperverletzung eingestellt, nachdem die Ausländerbehörde bei der Staatsanwaltschaft 
angefragt hatte, ob Einverständnis mit der Abschiebung des Klägers nach Italien bestehe. Daneben ergibt 
sich aus dem Akteninhalt (Vorfälle am 27. April 2017 und 24. August 2018), dass der Kläger in 
Überforderungssituationen wiederholt zu mindestens verbaler Aggression gegen andere und 
autoaggressivem Verhalten zur Durchsetzung seiner Belange gegriffen hat. Nach der Darstellung der 
Bediensteten des Ankerzentrums in Ingolstadt/Manching kam es in der Zeit vor dem 24. August 2018 
häufiger vor, dass der Kläger in der Unterkunft „randalierte“, weswegen der Kläger verlegt und ein 
Hausverbot ausgesprochen wurde. Die aggressive Durchsetzung eigener Interessen ist dem Kläger daher 
nicht wesensfremd. Dieses Verhalten in der Vergangenheit lässt den Rückschluss zu, dass er auch künftig 
zu solchen Mitteln greifen wird, um (vermeintliche) Ansprüche und Interessen durchzusetzen. Dass der 
Kläger seit der letzten Verurteilung nicht mehr strafrechtlich in Erscheinung getreten ist, spricht nicht für 
einen Wegfall der Wiederholungsgefahr, zumal der Kläger unter dem Druck offener Bewährung steht. Mit 
der Durchführung eines nationalen Asylverfahrens, der Verlegung des Klägers in eine dezentrale Unterkunft 
und die Möglichkeit eines Schulbesuchs waren vorübergehend wesentliche Konfliktfelder entfallen, die dem 
Kläger zuvor regelmäßig Anlass zur Durchsetzung seiner Interessen mittels aggressiver Verhaltensweisen 
gab. Mit Eintritt der Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht durch die Ablehnung des Antrags auf Zulassung der 
Berufung mit Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 23. April 2020 im Asylverfahren und 
den damit bevorstehenden ausländerbehördlichen Schritten zur Aufenthaltsbeendigung sind entsprechende 
Konfliktsituation allerdings wieder absehbar, ohne dass erkennbar wäre, dass der Kläger zwischenzeitlich 
seine Kompetenzen zur gewaltfreien Konfliktlösung ausgebaut hätte. Im Hinblick auf Verstöße gegen 
aufenthaltsrechtliche Bestimmungen, derentwegen der Kläger in der Vergangenheit ebenfalls strafrechtlich 
belangt wurde, ist nicht erkennbar, dass der Kläger nach Abschluss des Asylverfahrens substantielle 
Anstrengungen zur Erfüllung der Pass(beschaffungs) pflicht unternommen hätte. Auch insofern ist zu 
erwarten, dass der Kläger wieder gegen seine ausländerrechtlichen Pflichten verstoßen wird.

30
An dieser für den Kläger negativen Gefahrenprognose sieht sich der Senat auch durch die Aussetzung der 
Freiheitsstrafe des Klägers zur Bewährung durch das Amtsgericht Ingolstadt nicht gehindert. Auch wenn 
straf- oder strafvollstreckungsgerichtlichen Entscheidungen über die Aussetzung der (Rest-)Freiheitsstrafe 
eine Indizwirkung im Hinblick auf eine Wiederholungsgefahr zukommt, sind die Verwaltungsgerichte weder 
an diese Entscheidungen noch die diesen Entscheidungen zugrundeliegenden Prognosen gebunden 
(BVerfG, B.v. 19.10.2016 - 2 BvR 1943/16 - juris Rn. 21; BVerwG, U.v. 15.1.2013 - 1 C 10.12 - juris Rn. 18). 
Vorliegend entfaltet das Urteil des Amtsgerichts Ingolstadt vom 30. Juli 2019 allenfalls eine schwache 
Indizwirkung. Die Begründung der Strafaussetzung zur Bewährung erschöpft sich im Wesentlichen in der 
Wiederholung der § 56 Abs. 1 Satz 1 StGB formulierten tatbestandlichen Voraussetzungen für eine 
Strafaussetzung zur Bewährung. Die von § 56 Abs. 1 Satz 2 StGB geforderte Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalls ist den Urteilsgründen allenfalls in Ansätzen zu entnehmen. Insbesondere hat das 
Gericht das wiederholte aber nicht strafrechtlich geahndete aggressive Verhalten des Klägers vor der 



abgeurteilten Tat nicht berücksichtigt. Zu den beiden sonstigen Vorverurteilungen des Klägers, die nach § 
54 Abs. 2 Nr. 9 AufenthG auch für sich genommen ebenfalls ein schwerwiegendes Ausweisungsinteresse 
begründen, verhält sich das Urteil des Amtsgerichts ebenfalls nicht.

31
Soweit der Kläger im Rechtsmittelverfahren Atteste über eine psychische Erkrankung vorgelegt hat, lassen 
diese ebenfalls nicht auf den Wegfall der Wiederholungsgefahr schließen. Ungeachtet der Frage, welchen 
Aussagewert die Atteste hinsichtlich der Straftaten des Klägers überhaupt haben (dazu sogleich), belegen 
sie jedenfalls keine Reduzierung des Aggressionspotentials des Klägers oder eine zu erwartende 
Rechtstreue im Hinblick auf seine ausländerrechtlichen Pflichten.

32
bb) Unabhängig davon bzw. daneben rechtfertigen generalpräventive Gesichtspunkte die Ausweisung des 
Klägers.

33
Eine Ausweisung kann auch nach dem seit 1. Januar 2016 geltenden Ausweisungsrecht regelmäßig (zu 
Ausnahmen bei durch § 53 Abs. 3 bis 4 AufenthG besonders geschützten Personenkreisen BVerwG, U.v. 
12.7.2018 - 1 C 16/17 - BVerwGE 162, 349 juris Rn. 19 unter Verweis auf BT-Drs. 18/4097 S. 49) auf 
generalpräventive Gründe gestützt werden, denn vom weiteren Aufenthalt eines Ausländers, der Straftaten 
begangen hat, kann auch dann eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgehen, wenn von 
ihm selbst keine (Wiederholungs-)Gefahr mehr ausgeht, im Fall des Unterbleibens einer 
ausländerrechtlichen Reaktion auf sein Fehlverhalten andere Ausländer aber nicht wirksam davon 
abgehalten werden, vergleichbare Delikte zu begehen (BVerwG, U.v. 9.5.2019 - 1 C 21.18 - BVerwGE 165, 
331 - juris Rn.17). Zur Annahme eines generalpräventiven Ausweisungsinteresses im Sinne des § 53 Abs. 1 
AufenthG bedarf es - anders als unter Geltung von § 56 Abs. 1 Satz 2 AufenthG a.F. - nicht der Verurteilung 
wegen besonders schwerwiegender Delikte für die öffentliche Sicherheit und Ordnung wie Drogendelikte, 
Delikte im Zusammenhang mit organisierter Kriminalität oder im Zusammenhang mit Terrorismus. Nach der 
Rechtsprechung des Senats können im Einzelfall auch Falschangaben zur Erlangung einer Duldung 
(BayVGH, B.v. 10.12.2018 - 10 ZB 16.1511 - juris Rn. 19; B.v. 17.9.2020 - 10 C 20.1895 - juris Rn. 10), eine 
Identitätstäuschung gegenüber der Ausländerbehörde (BayVGH, B.v. 6.3.2020 - 10 ZB 19.2419 - juris Rn. 
5), Falschangaben im Visumverfahren (BayVGH, B.v. 28.12.2018 - 10 C 18.1361 - juris Rn. 13), die 
Verletzung der Passpflicht (BayVGH, B.v. 4.5.2020 - 20.666 - juris Rn. 8) oder Körperverletzung (BayVGH, 
B.v. 27.4.2020 - 10 C 20.51 - juris Rn. 7) ein generalpräventives Ausweisungsinteresse begründen. 
Erforderlich ist lediglich, dass die Ausweisung an Straftaten oder Verhaltensweisen anknüpft, bei denen sie 
nach allgemeiner Lebenserfahrung geeignet erscheint, andere Ausländer von Taten ähnlicher Art und 
Schwere abzuhalten (BVerwG, U.v. 3.5.1973 - I C 33.72 - BVerwGE 42, 133 - juris Rn. 34; Bauer in 
Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 13. Aufl. 2020, § 53 AufenthG Rn. 64; Dörig, Handbuch Migrations- und 
Integrationsrecht, 2. Auflage 2020, § 7 Rn. 27; Fleuß in Kluth/Heusch, BeckOK Ausländerrecht, Stand: 
1.7.2020, § 53 AufenthG Rn. 32). Auch muss das Ausweisungsinteresse noch aktuell sein (BVerwG, U.v. 
9.5.2019 - 1 C 21.18 - BVerwGE 165, 331 - juris Rn.17). Darüber hinaus sind Art und Schwere der 
jeweiligen Anlasstat lediglich im Rahmen der Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen (so auch Bauer in 
Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 13. Aufl. 2020, § 53 AufenthG Rn. 63).

34
Gemessen daran besteht im Falle des Klägers ein generalpräventives Ausweisungsinteresse. Schon bei 
den vom Kläger begangenen vorsätzlichen Straftaten im Zusammenhang mit seinen ausländerrechtlichen 
Pflichten besteht nach der dargestellten Rechtsprechung des Senats ein erhebliches öffentliches Interesse, 
andere Ausländer davon abzuhalten, vergleichbare Verstöße zu begehen. Darüber hinaus begründet 
insbesondere der vom Klägers begangene tätliche Angriff auf Vollstreckungsbeamte (§ 114 StGB) ein 
generalpräventives Ausweisungsinteresse. Bei tätlichem Angriff auf Vollstreckungsbeamte handelt es sich 
um ein zunehmend häufig auftretendes Delikt (Zahlenmaterial etwa bei BKA, Gewalt gegen 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte - Bundeslagebild 2019, S. 9 ff., abrufbar unter 
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/GewaltGegenPVB/gewaltGe
genPVB_node.html), dessen Begehung nicht nur die körperliche Integrität der betroffenen Beamtinnen und 
Beamten, sondern auch staatliche Vollstreckungsinteressen beeinträchtigt (vgl. etwa Eser in 
Schönke/Schröder, 30. Aufl. 2019, StGB, § 114 Rn. 1). Tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbeamte 
beeinträchtigen deshalb in erheblichem Maße die öffentliche Sicherheit und Ordnung, an einer 



entsprechenden generalpräventiven Abschreckung besteht ein hohes öffentliches Interesse. Diese Wertung 
hat auch in § 54 Abs. 1 Nr. 1a Buchst. e AufenthG Niederschlag gefunden, wonach im Falle der 
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte oder tätlichen Angriffs gegen Vollstreckungsbeamte ein besonders schwerwiegendes 
Ausweisungsinteresse besteht. Taten dieses Deliktstyps stellen typischerweise auch keine Beziehungs- 
oder Affekttaten da, sodass eine konsequente Ausweisungspraxis tatsächlich geeignet ist, Ausländer von 
entsprechenden Straftaten abzuhalten.

35
Es ist auch nicht ersichtlich, dass sich der Kläger bei der Tatbegehung in einer so besonderen, gleichsam 
nicht wiederholbaren Lage befunden hätte, dass eine generalpräventive Ausweisung eine abschreckende 
Wirkung von vornherein nicht entfalten könnte. Der Kläger lässt im Berufungsverfahren zwar ausführen, 
dass die Tat im August 2018 „nicht ausschließbar“ aufgrund der seit März 2020 diagnostizierten 
Erkrankungen (PTBS, polymorphe psychotische Störung, paranoide Schizophrenie u.a.) erfolgt sein könnte. 
Für die Annahme, dass er bei Tatbegehung nicht oder nur eingeschränkt einsichts- oder steuerungsfähig 
gewesen wäre, liegen jedoch keine hinreichenden Anhaltspunkte vor. Eine fehlende oder eingeschränkte 
Schuldfähigkeit hat das Amtsgericht nicht angenommen oder auch nur thematisiert, der Kläger hatte sie zu 
keiner Zeit geltend gemacht. Auch im Anhörungsverfahren zur streitgegenständlichen Ausweisung hat der 
Kläger nur geschildert, dass er sich in einer „Stresssituation“ befunden habe. Ein Zusammenhang seiner 
Erkrankung mit der Straftat oder auch nur allgemein mit aggressivem Verhalten gegenüber Dritten wird in 
keinem der vorgelegten Atteste hergestellt. Selbst wenn die nunmehr diagnostizierten Erkrankungen bereits 
im August 2018 vorgelegen hätten, ist nicht erkennbar, dass sie den Angriff auf Vollstreckungsbeamte in 
einer Weise mitverursacht hätten, dass eine Ausweisung von vornherein keine abschreckende Wirkung auf 
andere Ausländer haben könnte. Insofern bedurfte es auch trotz der Beweisanregung des Klägers im 
Schriftsatz vom 6. Oktober 2020 keiner weiteren Sachverhaltsaufklärung durch den Senat.
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Das generalpräventive Ausweisungsinteresse ist im Falle des Klägers auch noch aktuell. Für die zeitliche 
Begrenzung eines generalpräventiven Ausweisungsinteresses, das an strafrechtlich relevantes Handeln 
anknüpft, ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (U.v. 12.7.2018 - 1 C 16.17 - juris 
Rn. 23) für die vorzunehmende gefahrenabwehrrechtliche Beurteilung eine Orientierung an den Fristen der 
§§ 78 ff. StGB zur Strafverfolgungsverjährung angezeigt. Dabei bildet die einfache Verjährungsfrist des § 78 
Abs. 3 StGB, deren Dauer sich nach der verwirklichten Tat richtet und die mit Beendigung der Tat zu laufen 
beginnt, eine untere Grenze. Die obere Grenze orientiert sich hingegen regelmäßig an der absoluten 
Verjährungsfrist des § 78c Abs. 3 Satz 2 StGB, die regelmäßig das Doppelte der einfachen Verjährungsfrist 
beträgt. Innerhalb dieses Zeitrahmens ist der Fortbestand des Ausweisungsinteresses anhand 
generalpräventiver Erwägungen zu ermitteln (vgl. BayVGH, B.v. 4.5.2020 - 10 ZB 20.666 - juris Rn. 8). Da 
tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte nach § 78 Nr. 4 StGB in fünf Jahren verjährt, besteht zum 
Zeitpunkt der Entscheidung des Senats zwei Jahre und zwei Monate nach der Tat an der Aktualität des 
generalpräventiven Ausweisungsinteresses kein Zweifel. Entsprechendes gilt für das Ausweisungsinteresse 
im Hinblick auf den illegalen Aufenthalt des Klägers im Bundesgebiet in Tateinheit mit Aufenthalt ohne Pass 
im Zeitraum bis zum 5. April 2018, der nach § 78 Nr. 5 StGB in drei Jahren verjährt.
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b) Die unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles vorzunehmende Abwägung der Interessen an 
der Ausreise mit den Interessen an einem weiteren Verbleib des Ausländers im Bundesgebiet führt dazu, 
dass das öffentliche Interesse an der Ausreise die Bleibeinteressen des Klägers überwiegt.
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Voraussetzung für eine Ausweisung bei einer bestehenden Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung durch den weiteren Aufenthalt des Ausländers ist gemäß § 53 Abs. 1 AufenthG eine umfassende 
und ergebnisoffene Abwägung aller Umstände des Einzelfalls, die vom Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
geleitet wird. Dieser Grundsatz des § 53 Abs. 1 AufenthG erfährt durch § 54 und § 55 AufenthG weitere 
Konkretisierungen. Einzelnen in die Abwägung einzustellenden Ausweisungs- und Bleibeinteressen wird 
von vornherein ein spezifisches bei der Abwägung zu berücksichtigendes Gewicht beigemessen. Bei der 
Abwägung des Interesses an der Ausreise mit den Bleibeinteressen sind darüber hinaus die in § 53 Abs. 2 
AufenthG aufgeführten Umstände (näher dazu etwa BVerwG, U.v. 22.2.2017 - 1 C 3.16 - juris Rn. 24 f.) in 
die wertende Gesamtbetrachtung einzubeziehen.



39
Der Kläger erfüllt - wie dargestellt - ein schwerwiegendes Ausweisungsinteresse nach § 54 Abs. 2 Nr. 1 
AufenthG sowie nach § 54 Abs. 2 Nr. 9 AufenthG. Die Verurteilung zu einer zur Bewährung ausgesetzten 
Freiheitsstrafe von 10 Monaten u.a. wegen tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbeamte bewegt sich dabei 
nur knapp unterhalb des Strafmaßes von einem Jahr Freiheitsstrafe, ab dem nach § 54 Abs. 1 Nr. 1a 
Buchst. e AufenthG von einem besonders schwerwiegenden Ausweisungsinteresse auszugehen wäre. Im 
konkreten Fall spricht für ein weiter erhöhtes generalpräventives Ausweisungsinteresse insbesondere, dass 
sich im Zusammenhang mit dem aggressiven Verhalten des Klägers gegen die Mitarbeiter des 
Ankerzentrums ca. 30 Asylbewerber mit dem Kläger solidarisiert hatten und aus der folgenden 
Gemengelage weitere Straftaten u.a. gegen (andere) Polizeibeamte begangen wurden. Der zur Auflösung 
der Lage erforderliche Einsatz von ca. 30 Polizeibeamten und -beamtinnen wurde in der Folge von der 
(teilweise überregionalen) Presse aufgegriffen. Das Unterbleiben einer ausländerrechtlichen Reaktion 
würde die öffentliche Sicherheit und Ordnung daher in besonderem Maße beeinträchtigen. Selbst wenn die 
nunmehr diagnostizierten Erkrankungen des Klägers einen Einfluss auf das Verhalten des Klägers gehabt 
hätten, ist nicht erkennbar, dass dieser Einfluss so groß gewesen wäre, dass er die von der Ausweisung 
ausgehende Abschreckungswirkung mehr als nur geringfügig reduzieren würde. Dass der Kläger den 
Schmerzensgeldanspruch der geschädigten Polizeibeamtin in Raten erfüllt, mindert das 
Ausweisungsinteresse ebenfalls nicht erheblich, zumal der Kläger damit offenbar erst begonnen hat, 
nachdem er im Adhäsionsverfahren hierzu verurteilt wurde.
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Das Bleibeinteresse des Klägers überwiegt dieses schwerwiegende Ausweisungsinteresse nicht. Auf ein in 
§ 55 AufenthG vertyptes Bleibeinteresse kann sich der Kläger nicht berufen. Er hält sich erst seit Juni 2017 
im Bundesgebiet auf und ist nach dem erfolglosen Abschluss seines Asylverfahrens vollziehbar 
ausreisepflichtig. Schützenswerte, insbesondere familiäre Bindungen im Bundesgebiet hat er nicht. Eine 
berufliche oder wirtschaftliche Integration hat bislang allenfalls in Ansätzen stattgefunden, nachdem der 
Kläger erst seit September 2019 die Integrationsklasse einer staatlichen Berufsschule besucht.

41
Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 1 VwGO.

42
Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 ff. ZPO.

43
Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 VwGO nicht vorliegen.


